
sammenhalt zu sorgen. Wir
Sozialdemokraten wollen
Partner derjenigen sein, die
an vorderster Stelle dem
Rechtsextremismus die
Stirn bieten. Die solide und
unbürokratische Förderung
der Projekte und Initiativen
ist uns ein besonderes An-

liegen.

Die SPD bekräftigt daher
ihre Forderung nach der
Errichtung einer Bundesstif-
tung für demokratische Kul-
tur. Die Aufgabe, dem
Rechtsextremismus vorzu-
beugen bzw. ihn zu be-
kämpfen ist zu wichtig, als
dass die Wahrnehmung
dieser Verantwortung so
sehr vom Ausgang jährli-
cher Haushaltsberatungen
im Bundestag abhängig
gemacht werden darf. Die
Förderung gelungener Mo-
dellprojekte kann oft nicht
langfristig etabliert und ver-
stetigt werden. So geht Or-
ganisationswissen verloren
und qualifiziertes Personal
wandert ab. Deshalb brau-

chen wir die Bundesstif-

tung.

Auch darum muss die men-
schenverachtende NPD
endlich verboten werden!
Eine Partei, deren offen
erklärtes Ziel es ist, die Pri-
vilegien einer demokrati-
schen Gesellschaftsord-
nung auszunutzen, um die
Demokratie abzuschaffen
und den Nährboden für
eine gesellschaftliche Spal-
tung zu organisieren, darf
nicht länger privilegiert sein
und dabei auch noch durch
Steuergelder finanziert wer-
den. Wir wollen, dass Nazi-
Vereine verboten werden.
Vereinigungen, die ihre be-
vorzugte Stellung dazu
missbrauchen, unsere De-
mokratie zu bekämpfen,
muss die jeweilige Stellung
entzogen werden. Ange-
sichts der schlimmen Erfah-
rungen des Niedergangs
der Weimarer Republik ha-
ben die Mütter und Väter
des Grundgesetzes uns
hierfür die nötigen Instru-
mente an die Hand gege-
ben. Es ist an uns, sie zu

nutzen!

Auch in vielen anderen Län-

dern in Europa sind seit

- Fortsetzung auf Seite 2 -

Mehr Offenheit. Mehr Demokratie. Mehr Freiheit.

te Gesellschaft. Für uns
bedeutet Demokratie indi-
viduelle Freiheit, umfas-
sende gesellschaftliche
Teilhabe, Schutz von Min-
derheiten und sozialem
Ausgleich. Die SPD ist stolz
auf unsere von kultureller
Vielfalt geprägte Einwande-
rungsgesellschaft. Wir las-
sen es nicht zu, dass Ras-
sisten und Rechtsextremis-
ten unseren gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und
unsere Demokratie zerstö-

ren.

183 Menschen wurden seit
1990 Todesopfer rechtsex-
tremer und rassistischer
Gewalt. Ihre Mörder kamen
nicht aus dem Nichts, son-
dern wurden auch von
einem aggressiven gesell-
schaftlichen Klima ani-
miert. Es gilt gegen ein
zunehmendes Klima der
Gewöhnung an rechtsextre-
me Übergriffe anzukämp-
fen. Alle sind gefordert, für
mehr demokratische Kultur
und gesellschaftlichen Zu-
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- Von Sönke Rix -

Weil sie Einwanderer wa-
ren, wurden mindestens
zehn Menschen von poli-
zeibekannten Rechtsextre-
misten heimtückisch er-
mordet. Mitten in Deutsch-
land. Skrupellos, ohne jede
menschliche Regung. Ver-
fassungsschutz, Polizei
und Justiz haben weder die
Zusammenhänge der Mor-
de noch die wahren Motive
der Mörder erkannt. Und
schnell machte der abwer-
tende Begriff „Döner-
Morde“ die Runde. Schlim-
mer noch: Viele der Ermor-
deten wurden voreilig und
falsch zu Opfern organi-

sierter Kriminalität erklärt.

Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten sind
fassungslos, dass Men-
schen zu solchen Taten

fähig sind.

Seit fast 150 Jahren steht
die SPD für eine demokrati-
sche, offene, tolerante und
von Solidarität und sozia-
lem Zusammenhalt gepräg-

Sönke Rix ist Sprecher der
AG Rechtsextremismus der

SPD-Bundestagsfraktion
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fürs Joggen im nächtlichen
Berlin. Bei einer seiner Run-
de hatte er allerdings sei-
nen Wohnungsschlüssel
vergessen und das Hotel
des Restaurants Honig-
mond war das einzige, das
dem MdB in Sportklamotten
ohne Pass und Bargeld Un-

terkunft gewährte.

besondere Geschichte ver-
bindet, die er in seiner Be-
grüßungsrede zum Besten
gab. Dass Rossmann häufig
bis spät in die Nacht im
Büro Akten und Papiere
liest, war bereits allgemein
bekannt. Bislang weniger
publik war die Vorliebe des
Landesgruppensprechers

Weihnachtsfeier: Eine Anekdote und eine Kampfansage
Den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Landes-
gruppe gab Rossmann ein
nicht unwillkommenes Ver-
sprechen: „Uns MdBs wer-
det Ihr bis Mai nicht viel zu
sehen bekommen. Wir ste-
cken unsere ganze Kraft in
den Landtagswahlkampf in

Schleswig-Holstein.“ (nb)

Liebe Leserinnen und Leser,

liebe Genossinnen und Genossen!

Im Namen der Landesgruppe Schleswig-Holstein der
SPD-Bundestagsfraktion möchte ich allen einen herzlichen
Advents– und Weihnachtsgruß ausrichten und für das neue Jahr

2012 alles Gute wünschen.

Mit sechs Abgeordneten sind wir eine kleine Landesgruppe in
Berlin, aber eine sehr aktive und sehr präsente, in der Fachar-
beit, in der Bundestagsfraktion und auch im Land. Da konnten
wir 2011 auch aus der Opposition heraus wichtige Anliegen für
das Land bewegen. Beispielhaft nenne ich hier die Kampagne
zur Erneuerung der Schleusen am Nord-Ostsee-Kanal. Schwarz-
Gelb musste aus ihrer Ignoranz und Verantwortungslosigkeit erst wachgerüttelt werden.
Unsere Landesgruppe war hier in Berlin wie am Kanal von Brunsbüttel bis Kiel ganz vor-

ne weg. Und erfolgreich. Das freut uns.

In diesem Sinne versprechen
wir für 2012, dass wir fröhlich,
kämpferisch und erfolgreich
weiter streiten werden.
Mit allen zusammen.
Für Schleswig-Holstein.

Und für unsere SPD.

Mit herzlichen Grüßen

Ernst Dieter Rossmann

Landesgruppensprecher

Das Restaurant Honigmond
ist nicht nur das Stammlo-
kal der SPD-Abteilung Ro-
senthaler Vorstadt und war
die Lokation für die diesjäh-
rige Weihnachtsfeier der
Landesgruppe. Es ist auch
ein Haus, mit dem Landes-
gruppensprecher Ernst Die-
ter Rossmann eine ganz

v.l.: Flemming Krause (Büro Thönnes), Anne-Katrin Fischer
(Büro Rix), Kai Mühlstädt und Martin Weinert (Büro Bartels)

Stephan Borghorst, Sönke Rix und Bettina Hagedorn amüsieren
sich sichtlich über die Anekdote von Ernst Dieter Rossmann

- Fortsetzung von Seite 1 -

Jahren rechtspopulistische
und rechtsextremistische
Kräfte auf dem Vormarsch.
Der grausame Gewaltakt in
Norwegen am 22. Juli die-
ses Jahres hat uns dies in
einem bis dahin für un-
denkbar gehaltenen Aus-
maß vor Augen geführt. Wir
empfinden großen Respekt
vor der Reaktion des nor-
wegischen Volkes, das
Grausamkeit mit Zusam-
menhalt beantwortet hat.
Das hat uns alle sehr be-

wegt.

Das demokratische Norwe-
gen ist uns Vorbild, mit Mut
zu handeln, in der Gewiss-
heit für das Richtige zu
streiten: Mehr Offenheit.
Mehr Demokratie. Mehr
Freiheit. Denn: „Nazismus,
alter Nazismus, aufge-
wärmter Nazismus, Neona-
zismus ist Verrat an Land
und Volk“ (Willy Brandt,

1968). © Deutscher Bundestag/Lichtblick/Achim Melde
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► Ernst Dieter

Rossmann:

1. Wir werden in Spanien im
Ferienhaus von Cornelie
Sonntag-Wolgast, als hoch
geschätzte ehemalige Kolle-
gin vielen noch in bester
Erinnerung, einen schönen

Winterurlaub verbringen.

2. Bildung bleibt meine Mis-
sion. Mein Jahresthema
2012 ist die Verbesserung
der Grundbildung für alle.
7,5 Millionen Analphabeten

in Deutschland dürfen

niemanden kalt lassen.

► Franz Thönnes:

1. Bei „guter Speis‘ und
gutem Trank“ sowie Kultur
in Schleswig-Holsteins

Nachbarstadt Hamburg.

2. Der Realisierung meins
Projektes „FBQ - Fördern -
Bilden - Qualifizieren" zur
gemeinsamen Berufsausbil-
dung von dänischen, deut-
schen und anderen Jugend-
lichen aus der Ostseeregion
im Zusammenhang mit dem
Bau des Fehmarnbelt-
Tunnels und der Gründung
eines „Rundes Tisches“ zur
Gewährleistung der Kinder-
betreuung für arbeitslose
Alleinerziehende im Kreis
Segeberg, damit die Annah-
me von Arbeitsangeboten
nicht an der mangelnden
Betreuung der Kinder schei-
tert. Der erreichte Erfolg im
Kreis Stormarn kann hier

gutes Vorbild sein.

einer besseren Finanz-
ausstattung der Aktiven
Arbeitsmarktpolitik, da-
mit gerade Frauen und Al-
leinerziehende sowie Men-
schen mit Handicap An-
spruch auf Qualifizierung

für gute Arbeit erhalten.

Im Haushaltsausschuss
werde ich weiter dafür
Druck machen, dass der
Ausbau des Nord-Ostsee-
Kanals – auch über den

Neubau der 5. Schleu-
senkammer hinaus –
zügig vorangeht und der

Bund weitere Finanzmit-

tel dafür bereit stellt.

► Gabriele Hiller-Ohm:

1. Ich verbringe Silvester
bei mir zu Hause mit mei-
nen Kindern, Enkelkindern

und lieben Freunden.

2. Bis zum 6. Mai werde ich
unsere Kandidatinnen und
Kandidaten für den Landtag
im Wahlkampf unterstüt-

zen.

In meinen Berliner Aufga-
benfeldern – der Sozial-
und der Tourismuspolitik –
habe ich mir eine Initiative
zur Reform des Asylbewer-
berleistungsgesetzes vorge-
nommen. Die sozialen Leis-
tungen für Flüchtlinge und
Asylsuchende sind seit In-
krafttreten vor 18 Jahren
weder verbessert noch an-
gehoben worden. Viele Kin-
der erhalten nicht einmal
das Bildungs- und Teilhabe-
paket. Im Tourismusaus-
schuss werde ich für die
Verbesserung der Reise-
und Urlaubsbedingungen

für die acht Millionen Men-
schen mit Behinderung
kämpfen. Wichtig ist mir in
diesem Zusammenhang,
dass es auf der Internatio-
nalen Tourismusbörse in

Berlin im März 2012 ei-
nen „Tag des barrierefrei-

en Tourismus“ gibt, der
sich ausschließlich die-

sem Thema widmet.

► Sönke Rix:

1. Dieses Jahr plane ich
einen entspannten Jahres-
wechsel mit meiner Familie.
Wir feiern in Eckernförde
und freuen uns aufs Neue

Jahr.

2. Ich widme mich zu-
nächst unserem sozialde-
mokratischen Wahlsieg am
6. Mai. Außerdem gilt es im
nächsten Jahr unseren
Kampf gegen Rassismus
und für Demokratie fort-
zusetzen. Dazu gehört
auch, die richtigen
Schlussfolgerungen aus
den diesjährigen Ereignis-
sen um die rechtsextreme
Untergrundbewegung zu
ziehen. Eine weitere Aufga-
be bleibt es, den freien
Kräften des Marktes durch
das Primat der Politik Ein-
halt zu gebieten und Regeln

aufzuzeigen.

► Hans-Peter Bartels:

1. Normalerweise auf Föhr,
diesmal auf einer Atlantikin-

sel, hoffentlich mit Sonne.

2. Demokratie stärken, Bun-
deswehrreform kritisch be-

gleiten.

► Bettina Hagedorn:

1. Ich werde Silvester ganz
in Ruhe zu Hause in Kas-
seedorf verbringen, denn
die Familie hat dieses Jahr
absoluten Vorrang: Am 12.
Dezember in aller
Frühe ist mein zweites
Enkelkind Jonah zur Welt
gekommen, da möchte
ich natürlich möglichst
viel Zeit mit dem neuen
Familienzuwachs, den stol-
zen Eltern und der nunmehr
„großen“ Schwester Leni (3)
verbringen. Hinzu kommt,
dass meine über 80jährigen
Eltern in Eutin pflegebedürf-
tig sind, so dass ich – gera-

de während der Feier-
tage – gern in ihrer

Nähe bin.

2. Als stellvertretende
SPD- Landesvorsitzen-
de gibt es 2012 für mich
nur einen Schwerpunkt:
gemeinsam mit den SPD-
Kandidaten für starke SPD-
Ergebnisse in allen Wahl-
kreisen zu kämpfen, damit
wir am 6. Mai 2012 mög-
lichst viele Direktmandate
erringen und eine starke
rot-grüne Regierung in Kiel

bilden können.

Auf Bundesebene gilt mein
Hauptaugenmerk weiter

UmfrageFür die SPD geht dieser Tage ein erfolgreiches Wahljahr
2011 zu Ende. Mit dem Jahreswechsel richten sich die
Augen nach vorn aufs Jahr 2012, in dem die SPD Schles-
wig-Holstein an die Erfolge allen voran der Hamburger

Sozialdemokraten anknüpfen will.

Wir fragten die MdBs der Landesgruppe: 1. Wie und wo
feiert Ihr Silvester? 2. Welchem Projekt wollt Ihr Euch im

nächsten Jahr besonders widmen?
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turbereich des Auswärtigen
Amtes mit 400.000 Euro
zur „Förderung der deut-
schen Sprache in Skandina-
vien“ können allerdings
keine langfristige Lösung
für die Deutsche Minderheit
in Nordschleswig sein, da
die Minderheitenförderung
im Bereich des Innenminis-
teriums angesiedelt ist und
dort institutionell und struk-
turell verlässlich abgesi-

chert werden muss.

Der jetzige Zustand bedeu-
tet also weiterhin Planungs-
unsicherheit. Doch genau
die ist für die erfolgreiche
Arbeit unabdingbar, wie
Vertreter des Minderheiten-
sekretariats, des SSW, des
Bundes Deutscher Nord-
schleswiger (BDN) und des
Dänischen Schulvereins bei
einem Gespräch mit den
schleswig-holsteinischen
SPD-Bundestagsabgeord-
neten Sönke Rix, Franz
Thönnes und Bettina Hage-
dorn deutlich machten.
Sönke Rix und Franz Thön-

nes sind Mitglieder der Gre-
mien für Minderheitenfra-
gen beim Deutschen Bun-
destag und beim Landtag
Schleswig-Holstein; Bettina
Hagedorn setzt sich als Mit-
glied des Haushaltsaus-
schusses seit Jahren inten-
siv für die finanzielle Aus-
stattung der Minderheiten

ein.

„Ab 2012 wird es Sache
einer neuen Landesregie-
rung in Kiel sein, eine zuver-
lässige, angemessene Fi-
nanzierung der dänischen
Schulen im Lande sicherzu-
stellen, während für die
finanzielle Absicherung des
BDN das Innenministerium
in Berlin endlich beständig
Verantwortung übernehmen
muss. Die SPD erwartet,
dass sich Bundes- und Lan-
desregierung künftig an
einen Tisch setzen, um ein
Gesamtkonzept zur langfris-
tigen Sicherung der Minder-
heitenförderung zu entwi-
ckeln und zu beschließen“,

so die drei Abgeordneten.

seiner politischen Anschau-
ung benachteiligt oder be-
vorzugt werden darf.“ Und
im Kapitel II heißt es: „Bei
Unterstützungen und sonsti-
gen Leistungen aus öffentli-
chen Mitteln, über die im
Rahmen des Ermessens
entschieden wird, dürfen
Angehörige der dänischen
Minderheit gegenüber an-
deren Staatsbürgern nicht
unterschiedlich behandelt

werden.“

Auf Druck der SPD werden
die Kürzungen des nörd-
lichsten Bundeslandes
auch im Jahr 2012 durch
Bundesmittel ausgeglichen.
So erhält der Dänische
Schulverein in einem eige-
nen Haushaltstitel 3,5 Milli-
onen Euro als Ersatzfinan-
zierung. Die zusätzlichen
Projektmittel aus dem Kul-

Die deutsch-dänische
Grenzregion und das Mitein-
ander der jeweiligen Min-
derheiten haben einen Vor-
bildcharakter für viele inter-
nationale Konfliktregionen,
den es unbedingt zu erhal-
ten und weiter zu fördern
gilt. Vor diesem Hintergrund
ist es umso unverständli-
cher, dass ausgerechnet
eine christdemokratisch
geführte Landesregierung
so eklatant gegen die von
CDU-Bundeskanzler Ade-
nauer unterzeichneten
Bonn-Kopenhagener Erklä-

rungen verstößt.

Schließlich besteht für die
dänische Minderheit nach
Kapitel I das „Recht auf
gleiche Behandlung, nach
dem niemand wegen seiner
Abstammung, seiner Spra-
che, seiner Herkunft oder

Franz Thönnes, Sönke Rix und Bettina Hagedorn mit den Vertretern der deutschen Minderheit in Nordschleswig und der dänischen
Minderheit in Schleswig-Holstein nach ihrem Gespräch in Berlin

Flickschusterei statt zuverlässiger Minderheitenpolitik
Mittel für Dänischen Schulverein und BDN dank des Drucks der SPD für 2012 gesichert

Die Landesgruppe der SPD-Bundestagsabgeordneten
setzt sich seit 2010 sowohl auf Bundes- wie auch auf Lan-
desebene dafür ein, dass die CDU/FDP-Landesregierung
ihre unsinnigen Kürzungen bei der Minderheitenförde-
rung zurücknimmt, denn diese gefährden das gute Klima

des Zusammenlebens im Norden Schleswig-Holsteins.
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Die Fregatte Lübeck und ein Marine-Hubschrauber Sea King bei einer Übung auf der Ostsee
Foto: Martin Weinert

Besser mehr Marine!
Die Bundeswehrreform setzt falsche Schwerpunkte

Verglichen mit den anderen
Teilstreitkräften schrumpft
unsere ohnehin schon klei-
ne Marine personell am
wenigsten, die Luftwaffe
am stärksten. Aber es hätte
auch gute Gründe für eine
stabil bleibende oder sogar
leicht aufwachsende Mari-
ne gegeben. Ihre Bedeu-
tung nimmt wirklich eher
zu. Auch nach dem Ende
der Einsätze auf dem Bal-
kan und in Afghanistan wird
sie in vier oder fünf Jahren
immer noch ein wesentli-
cher Träger der Aus-
landseinsätze unserer Bun-
deswehr sein. Eine Marine
mit einem operativen Um-
fang von 16.000 Männern
und Frauen ließe sich
durchaus plausibler begrün-
den als die nun zugestan-

denen 13.000.

Schon jetzt ist die Einsatz-
belastung der Soldatinnen
und Soldaten in der Marine
– vergleicht man ihren An-
teil am gesamten Streitkräf-
tepersonal (acht Prozent)
mit ihrem Anteil an den
Bundeswehreinsätzen (12
Prozent) – überproportional
hoch. Gleichzeitig wächst
die Bedeutung der siche-
ren, ungehinderten Nutzung
einer freien See. Fachleute
erwarten ein „maritimes
Jahrhundert“. Auch wenn
die meisten Konflikte wei-
terhin vorrangig an Land zu
lösen sind, wird doch die
maritime Komponente
durch die Globalisierung
und die Konzentration der
Weltbevölkerung in Küsten-
nähe künftig eher an Be-

deutung gewinnen.

Deutschland muss sich als
führende Exportnation und
stärkste Wirtschaftskraft in
Europa diesen sicherheits-
politischen Anforderungen
stellen. Wir müssen unserer

Verantwortung unseren
Möglichkeiten entspre-
chend gerecht werden. An-
dere europäische und inter-
nationale Partner werden
uns das nicht abnehmen,
die Verteidigungshaushalte
sinken auch dort. Der EU-
Mission „Atalanta“ am Horn
von Afrika gehen beispiels-
weise bereits die Schiffe
aus. Im Jahr 2010 wurden
445 Zwischenfälle von Pira-
terie oder bewaffnetem
Raub auf See gemeldet.
Sortiert nach der Herkunft
der Schiffseigner, ist nach
dem aktuellen Jahresbe-
richt des Flottenkomman-
dos Deutschland mit 64
Übergriffen am stärksten
betroffen. Weniger Marine
wird sicher nicht zu einer
Verbesserung der Situation

beitragen.

Marine wird ja bekannter-
maßen – und richtigerweise
– nicht halbiert. Aufgaben
dürften also an die Wirt-
schaft abgegeben werden.
Das heißt: Kürzen bei den
Personalkosten und in der
Folge Umschichten auf
Sachkostentitel. Was spart

das? Es wird teurer!

Zwar ist der Minister in sei-
nen Entscheidungen über
das Einsparen von Personal
und Standorten frei, aber
wenn aus selbsterfundenen
Gründen oder ideologischen
Vorlieben neue Kosten pro-
duziert werden, dann wider-
spricht das dem selbstge-
setzten innenpolitischen
Ziel der Reform – nämlich

Geld zu sparen.

Hans-Peter Bartels

Der Verteidigungsminister
hätte mit seiner Strukturre-
form hier mit wenig Auf-
wand einen Schwerpunkt
setzen können. Tatsächlich
sagt die neue Bundeswehr-
struktur aber wenig darüber
aus, welche sicherheitspoli-
tischen Ziele er mit der Re-
duzierung und dem Umbau
eigentlich verfolgt. Die Ver-
legung des gerade erst sa-
nierten Marine-Operations-
Zentrums (MOC) in Glücks-
burg scheint wenig effizient
und – zumindest in Bezug
auf die Sparvorgabe – wi-

dersinnig.

Es ist auch schwer nachvoll-
ziehbar, wie künftig ein Ma-
rinearsenalbetrieb sämtli-
che Aufgaben erfüllen soll,
die derzeit von zwei Betrie-
ben erledigt werden. Die
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Bundeshaushalt: Schwarz-Gelb kürzt am falschen Ende

niedrige Niveau von bun-
desweit 455 Mio. Euro er-
reicht – statt 600 Mio. Euro
in der Großen Koalition!
Gegenüber 2009 stehen für
Programme zum Stadtum-
bau 30 Prozent weniger
Mittel zur Verfügung. Das
spüren die Handwerker und
Mittelständler vor Ort! Für
das Programm „Soziale
Stadt“ fließen sogar 60
Prozent weniger. CDU und
FDP haben nicht begriffen,
dass gerade Investitionen
nicht nur in Beton, sondern
in die Köpfe der Menschen
in den sozialen Brennpunk-
ten helfen! Die SPD-
Forderung – die Verdopp-
lung der Förderung der
„Sozialen Stadt“ auf das
Niveau von 2009 mit allein
105 Mio. Euro – prallte

leider an Schwarz-Gelb ab.

Kahlschlag auch bei der
Bundeszentrale für politi-
sche Bildung: Kürzungen
von ca. 2,3 Mio. Euro be-
deuten – trotz aller Sonn-
tagsreden zur Bekämpfung
gerade des Rechtsextremis-
mus – für wichtige bildungs-
politische Maßnahmen her-
be Einschnitte! Auch der
schleswig-holsteinische
Schülerwettbewerb der
„Ecopolicyade“, für dessen
bundesweite Einführung ich
2008 200.000 Euro pro
Jahr im Haushalt durchset-
zen konnte, steht vor dem

Aus!

Die größte Katastrophe
spielt sich im Bundeshaus-
halt aber erneut im Etat von
Frau von der Leyen ab –
den Titel „Arbeits- und Sozi-
alministerin“ verdient sie
nicht, denn ihr Etat ist er-
neut der „Steinbruch“ von
Schwarz-Gelb. Die Kürzun-
gen aus dem so genannten
Sparpaket wurden von Mi-
nus zwei Milliarden Euro
2011 auf vier Milliarden.
Euro 2012 verdoppelt! Da-
mit werden die größten Las-
ten den Langzeitarbeitslo-
sen, Alleinerziehenden,
Menschen mit Handicaps
und Migranten abverlangt!
Allein der Bundesagentur
für Arbeit werden 3,7 Mrd.
Euro gestrichen. Die Ver-
mittler dort wie auch in den
JobCentern stehen vor lee-

ren Budgets.

Folgen für
Schleswig-Holstein

Was heißt das für Schles-
wig-Holstein? Allein durch
das Sparpaket verliert das
Land von 2012 bis 2015
mehr als 1,1 Mrd. Euro für
die Förderung von Arbeitslo-
sen und ihren Familien –
Tendenz steigend. Während
2012 dieser Kahlschlag
„nur“ knapp 191 Mio. Euro
für unser Land beträgt, wird
das Minus 2015 auf mehr
als 331 Mio. Euro pro Jahr
eskalieren. Apropos: Die
Beiträge zum „Sparpaket“
durch Wirtschaft und Büro-
kratieabbau, die angeblich
einmal über 50 Mrd. Euro
bis 2014 ausmachen soll-
ten, sind schon heute zu
zwei Drittel wie Seifenbla-

sen zerplatzt!

Als Antwort auf diese massi-
ve soziale Schieflage hat
die SPD – solide gegenfi-
nanziert, doch letztlich er-
folglos – ein Plus von 1,5
Mrd. Euro für die aktive
Arbeitsmarktpolitik bean-

tragt: Davon sollten u.a.
400 Mio. Euro für das Pro-
gramm „Allianz für Fach-
kräfte und Kultur der 2.
Chance“ und weitere 200
Mio. Euro für „MigraPlus“

zur Verfügung stehen.

Besonders bitter: Trotz Kür-
zungen, brummender Kon-
junktur und üppig sprudeln-
der Steuer- und Sozialbei-
tragsquellen verabschiede-
te Schwarz-Gelb den Bun-
deshaushalt 2012 mit einer
Nettokreditaufnahme von
über 26 Mrd. Euro – obwohl
der Haushalt 2011 mit ei-
ner Neuverschuldung von
unter 20 Mrd. Euro schlie-
ßen wird. Also werden 2012
mehr Schulden zu Lasten
künftiger Generationen ge-
macht statt weniger, wie es
die Schuldenbremse eigent-
lich vorsieht. Merkel und
Schäuble spielen sich in
Europa als angeblicher
Musterknabe beim Sparen
auf und predigen dort Was-
ser, während sie selbst
Wein trinken und sich oben-
drein den Koalitionsfrieden
mit der FDP mit Steuerge-
schenken auf Pump und mit
der CSU mit einer katastro-
phalen Herdprämie erkau-
fen. Diese Politik ist – gera-
de in der aktuellen Krise –
nicht nur für unsere Nach-
barn in Europa das absolut

falsche Signal.

Bettina Hagedorn

Dabei ist es angesichts
schwerer Schäden „fünf
Minuten vor zwölf“! Massi-
ver politischer Druck und
ein drohendes Wahldesas-
ter am 6. Mai 2012 in
Schleswig-Holstein zeigten
Wirkung: Nun stehen aus
der Eine-Milliarde-Etatauf-
stockung für Verkehrspro-
jekte bis 2015 300 Mio.
Euro für den Neubau der
fünften Schleusenkammer
in Brunsbüttel zur Verfü-
gung – ein erster Schritt in

die richtige Richtung.

Der SPD-Antrag – solide
gegenfinanzierte 800 Mio.
Euro zusätzlich bis 2017 –
zur Umsetzung des Gesamt-
konzepts von 2007 für die
komplette Kanalsanierung,
wurde leider abgelehnt.
Trotz aller Lippenbekennt-
nisse wird klar: Schwarz-
Gelb ist südlastig: Erst am
10.11. erfuhr der Haus-
haltsausschuss, dass die
Kosten für die Bahnstrecke
Wendlingen-Ulm (Prestige-
projekt für Stuttgart 21)
statt 928 Mio. jetzt 1,868
Mrd. Euro – also mehr als
das Doppelte – kosten soll.
Da reiben wir Nordlichter

uns erstaunt die Augen.

Trotz massiver Proteste fast
aller Bürgermeister in
Schleswig-Holstein gegen
Ramsauers Kahlschlag bei
der Städtebauförderung:
Auch 2012 wird wieder nur
wie im Vorjahr das viel zu

10. November 2011: die legendäre „Nacht der langen
Messer“ – die Bereinigungssitzung und damit Schlussab-
stimmung für den Bundeshaushalt 2012 im Haus-
haltsausschuss. Für Schleswig-Holstein im Blickpunkt: der
Nord-Ostsee-Kanal, für dessen Ausbau und Sanierung
laut Ramsauer-Entwurf ursprünglich nur knapp 25 Mio.
Euro vorgesehen waren! Auf drei SPD-Veranstaltungen in
Brunsbüttel, Kiel und Rendsburg hatten hunderte Men-
schen für die Zukunft des NOK mobilisiert und waren em-
pört, dass Schwarz-Gelb die 270 Mio. €, die die SPD mit
Verkehrsminister Tiefensee 2008/2009 mit den Konjunk-
turpaketen für den dringend nötigen Ausbau der fünften
Schleusenkammer verankert hatte, für andere Wasser-

straßenprojekte „verfrühstückt“ hatte. Bettina Hagedorn, stv.
Sprecherin der AG Haushalt



Regierung strauchelt bei EU-Politik, SPD ist klar auf Kurs

In einem chaotischen Zick-
Zack-Kurs werden die richti-
gen Ideen der SPD von
Schwarz-Gelb regelmäßig
abgelehnt, um wenig später
doch als revolutionäres ei-
genes Gedankengut einge-
bracht zu werden. Aber:
Unsere Forderungen, z.B.
eine Beteiligung der Speku-
lanten an den Kosten der
Krisenbewältigung durch
eine Finanztransaktions-
steuer, werden nicht aufge-

griffen.

Überfällig ist: Hochspekula-
tive Geschäfte müssen ver-
boten werden und mehr
Transparenz und Kontrolle
unterliegen. Die Rekapitali-
sierung von Finanzinstituten
muss von einer wirksamen

Regulierung begleitet wer-
den, die ein europäisches
Bankeninsolvenzrecht ein-
schließt. Geschäftsbanken
sind strikt vom Geschäft der
Investmentbanken zu tren-
nen. Die Bedeutung der
beherrschenden amerikani-
schen Ratingagenturen
muss durch eine stärkere
Verpflichtung der Finanz-
marktakteure zur Durchfüh-
rung eigener Risikoein-
schätzungen reduziert wer-
den – auch eine Europäi-
sche Ratingagentur wäre

ein wichtiger Schritt!

Eine Schuldenbremse hilft,
unkontrollierte Staatsver-
schuldung zu begrenzen –
jedoch nur mit weiteren
regulierenden Maßnahmen,
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sonst würgt sie jede Wirt-
schaftserholung ab und
sorgt für Massenarbeitslo-
sigkeit in den krisenge-
schüttelten Ländern. Das
schadet auch Deutschland
als Exportnation. Wir brau-
chen in Europa gerade jetzt
kluge Investitionen, die den
Menschen dort Arbeit und

Wertschöpfung bringen.

Und nun? - Der Umweg der
Bundesregierung über den
IWF ist überflüssig. Man
muss den EFSF aufstocken
– aber das will Merkel nicht,
weil Schwarz-Gelb im Bun-
destag unlängst garantierte:
„211 Mrd. Euro Garantien –
und keinen Cent mehr!“ Sie
fürchtet für diesen in Wahr-
heit notwendigen Schritt im
Parlament keine Mehrheit

bei Schwarz-Gelb zu finden.

Zu Recht: CDU/CSU und
FDP stolpern orientierungs-
los wie eine Selbstfindungs-
gruppe zwischen Mitglieder-
entscheid, Rücktritten,
Steuersenkung auf Pump
und CSU-Herdprämie, wäh-
rend Europa strauchelt und
die Krisenlösung immer

teurer wird.

„Lasst uns dafür kämpfen,
dass die historisch einmali-
ge Europäische Union aus
ihrer gegenwärtigen Schwä-
che gestärkt hervorgeht.“
Dieser Satz von Altbundes-
kanzler Helmut Schmidt
vom SPD-Bundesparteitag
Anfang Dezember sollte
auch im kommenden Jahr
unser Handeln stets beglei-
ten, denn Europa ist nicht
das Problem – es ist die

Lösung!

Bettina Hagedorn

Landesgruppe setzt sich für Deutschland-Bonds ein
Natürlich müssen Griechen-
land und andere Staaten in
Europa ihre Staatsfinanzen
in Ordnung bringen, vor
allen Dingen durch Einnah-
meverbesserungen, aber
auch durch intelligentes
und sozial gerechtes Spa-
ren. Und natürlich brauchen
sie hierbei europäische Soli-
darität, jedenfalls allemal
mehr als die Banken, Versi-
cherungen und Fonds, die
sich ihre Spekulationsrisi-
ken durch die Steuerzahler

bezahlen lassen wollen.

Die SPD steht deshalb zum
Lastenausgleich und zur
Solidarität mit Nachbarn

und Freunden in Europa.
Rettungsfonds, Aktionen
der Zentralbank bis hin zu
Euro-Bonds sind für uns
keine Schreckgespenster,
sondern sinnvolle Instru-
mente, die notwendig wer-
den können. Frank Walter
Steinmeier hat hierzu auf
dem Bundesparteitag auch
einen europäischen Alt-
schuldenfonds vorgeschla-
gen, wie er vom Sachver-
ständigenrat angeregt wor-

den ist.

Als Landesgruppe können
wir nur sagen: Das sind al-
les sehr kluge, sehr solidari-
sche Vorschläge für Europa.

Milliarden strukturelles De-
fizit in Schleswig-Holstein
sind bei steigenden Pensi-
onsaufwendungen und
noch immer vorhandener
Nettokreditaufnahme nicht
so einfach wegzustecken,
schon gar nicht, wenn die
Schuldenbremse 2020 er-
folgreich umgesetzt werden
soll. Unsere Landesgruppe
bohrt hier deshalb ein di-
ckes Brett in Berlin für ei-
nen Deutschland-Bonds von
Bund und Ländern und für
einen ehrlichen Entschul-
dungsfonds. Wat mutt, dat

mutt.

Ernst Dieter Rossmann

Und gleichzeitig muss für
Deutschland Gleiches gel-
ten, was wir für Europa für
sinnvoll halten. Auch in
Deutschland haben wir gro-
ße Unterschiede in der wirt-
schaftlichen Leistungs- und
damit Finanzkraft zwischen
den Bundesländern. Auch
in Deutschland gibt es
strukturelle Altschulden bei
den öffentlichen Haushal-
ten, die nur gemeinsam

bewältigt werden können.

Der Länderfinanzausgleich
und die Schuldenhilfe an
einzelne Bundesländer im
Zuge der Schuldenbremse
reichen hier nicht aus. 1,3

Helmut Schmidt bei seiner
Europa-Rede auf dem Bundes-
parteitag in Berlin.

Foto: Amin Hamadmad

Seit Beginn der internationalen Bankenkrise vor gut drei
Jahren versuchen die Bundeskanzlerin und Schwarz-Gelb
uns einzureden, die Finanz- und Wirtschaftskrise sei ei-
gentlich eine Krise überschuldeter Staaten – doch es ist
eine internationale Krise deregulierter Märkte, die sich
den Staat zur Beute machen wollen und es ist eine Krise
des neoliberalen Gedankengutes. Richtig bleibt die SPD-
Richtschnur, dass die Politik in Europa und weltweit wie-
der das Heft des Handelns zurückerobern muss. Sigmar
Gabriel hat es am 5.12.11 beim SPD-Bundesparteitag auf
den Punkt gebracht: „Wir wollen keine marktkonforme

Demokratie, sondern einen demokratiekonformen Markt!“
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Rossmann die katastropha-
le Halbzeitbilanz von
Schwarz-Gelb in der Ge-
sundheitspolitik zusammen
und mahnte eine solidari-
sche und gerecht finanzier-

te Versorgung an. Hilde
Mattheis stellte das SPD-
Konzept vor. „Die Bürger-
versicherung gewährleistet
Gleichbehandlung und ver-
hindert massiven Kostenan-

stieg für gesetzlich und pri-
vat Versicherte. Die Kosten
für die Gesundheitsversor-
gung sollen nach dem Prin-
zip der nominalen Parität
Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber zu gleichen Teilen tra-
gen“, erläuterte die Gesund-
heitsexpertin. „Dieses Mo-
dell streben wir auch für die

Pflege an.“

In einer engagierten Diskus-
sion ernteten die SPD-
Politiker dafür viel Zustim-
mung. „Gesundheit und
Pflege brauchen Solidarität
und zukunftssichere Kon-
zepte. Deshalb ist die Bür-
gerversicherung das richti-
ge Modell“, resümierte
Rossmann den Konsens
der Fraktion-vor-Ort-Veran-

staltung.

„Solidarische Gesundheitspolitik für alle!“

Tourismusbranche: Fachkräftemangel ist größte Sorge

schen Angebote, um die 8,5
Millionen Tagesgäste, die
vor allem aus Hamburg
kommen, für einen länge-
ren Aufenthalt zu gewinnen.
Das Herzogtum Lauenburg
Marketing leistet gute Ar-
beit und kann auf gute Ar-
gumente setzen, wie das
einheitlich beschilderte
über 1.000 km lange Rad-
wegenetz, den Qualitäts-
Radfernweg Alte Salzstraße

und die zahlreichen Was-
serreviere. Leider torpediert
die Landesregierung von
CDU und FDP die Touris-
muswerbung im Land. Statt
zwei Millionen Euro soll die
Landes-Tourismusagentur
künftig nur noch 500.000
Euro – ein Viertel – erhal-
ten. Das muss verhindert

werden!

Gabriele Hiller-Ohm

ordentlichen Löhnen. Fast
jede/r Zehnte muss trotz
sozialversicherungspflichti-
ger Arbeit mit staatlichen
Leistungen „aufstocken“.
Der von der SPD geforderte
flächendeckende Mindest-
lohn von 8,50 Euro würde
diese Menschen aus dem

ALG-II-Bezug bringen.

Wichtig ist auch eine gute
Vermarktung der touristi-

Aktueller geht es nicht: Di-
rekt vom Bundesparteitag
kommend stellten sich die
stellvertretende gesund-
heitspolitische Sprecherin
der SPD-Bundestagsfrak-
tion, Hilde Mattheis aus
Ulm, der für den Kreis
Ste inburg zuständige
Betreuungs-Abgeordnete
Ernst Dieter Rossmann und
SPD-Landesvorstandsmit-
glied Stefan Bolln am 6.
Dezember in Glückstadt der
Diskussion über die Bürger-

versicherung.

„Die Bundesregierung hat
bisher nur Apotheker, Phar-
maunternehmen und Privat-
versicherungen, nicht aber
die Patienten im Blick ge-
habt. Damit muss Schluss
sein“, fasste Gastgeber

„Hilfe, Köchin und Kellner
sind weg!“ - Unter dieser
Überschrift habe ich am 8.
Dezember in die Büchener
Priesterkate zur Diskussion
über die Chancen des Tou-
rismus im ländlichen Raum
eingeladen. Mit fast 1,5
Millionen Übernachtungen
und 235 Millionen Euro
Umsatz im Jahr ist der Tou-
rismus in meinem Betreu-
ungswahlkreis Herzogtum
Lauenburg ein wichtiger

Wirtschaftsfaktor.

Gleichzeitig gibt es große
Herausforderungen: Wie
wappnen sich vor allem
Hotels und Gaststätten vor
einem Fachkräftemangel?
Die Zahl der Auszubilden-
den ist im Vergleich zu
2010 um 20 Prozent gesun-
ken. Schon jetzt kann jeder
zweite Gastbetrieb in
Schleswig-Holstein nicht
mehr alle Ausbildungsplätze
besetzen. Die Branche
muss attraktiver werden –
mit guten Arbeits- und Aus-
bildungsbedingungen und

Ernst Dieter Rossmann, Hilde Mattheis und Stefan Bolln

Gabriele Hiller-Ohm mit ihren Podiumsgästen (von links) Günter Schmidt (Herzogtum Lauenburg
Marketing und Service GmbH), Christian Schmidt (Tourismus-Agentur Schleswig-Holstein),
Dr. Heinz Bohlmann (Kulturpfleger der Gemeinde Büchen), Uwe Möller (SPD-Bürgermeister von
Büchen) und Hans-Joachim Hacker (tourismuspolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion)
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Mehr Zusammenarbeit
Landesgruppen in der Bun-
destagsfraktion eine Initiati-
ve zum Thema Infrastruktur
für Offshore anstoßen. Den
nötigen Ausbau verstehen
beide Seiten als nationale
Aufgabe. Innerhalb der Küs-
tengang werden sich Ham-
burger wie Schleswig-
Holsteiner für eine Verstän-
digung über die Priorisie-
rung norddeutscher Ver-

kehrsprojekte einsetzen.

Nach dem guten Auftakt
war klar: Die Gespräche
sollen zukünftig fortgesetzt
und gemeinsam Gesprächs-

partner eingeladen werden.

Die SPD-Fraktionen des
Kieler Landtags und des
Hamburger Senats haben
kürzlich eine engere Koope-
ration vereinbart, um ge-
meinsame Interessen bes-
ser zu vertreten. Diesem
guten Beispiel folgten auf
Bundesebene jetzt auch die
SPD-Bundestagsabgeord-
neten aus dem nördlichsten
Bundesland und der Hanse-

stadt.

Bei dem gemeinsamen Ge-
spräch wurde schnell deut-
lich: Anknüpfungspunkte für
eine Zusammenarbeit gibt
es viele. So wollen beide

Kongress der SPD-Fraktion: Mehr Demokratie leben
Demokratie vererbt sich
nicht, sondern muss von
jeder Generation neu ge-
lernt, eingeübt und gelebt
werden. Die Vernachlässi-
gung und Verwahrlosung
des politischen Bewusst-
seins dafür, dass Demokra-
tie Pflege braucht, dass sie
Arbeit, Mühe und Leiden-
schaft erfordert, hat zu ei-
ner Situation geführt, in der
jetzt zusätzliche Anstren-
gungen nötig sind: in der
Schule, in der politischen
Bildung, in den Medien, im

politischen Betrieb selbst.

In diesem Sinne hat die
SPD-Bundestagsfraktion am
12.12. einen von Hans-
Peter Bartels federführend
organisierten Demokratie-
kongress durchgeführt, um
mit Fachleuten Ideen und
Veränderungsvorschläge zu
diskutieren. Hauptredner
war Joachim Gauck, 2010
Kandidat für das Amt des
Bundespräsidenten. Er for-
derte ein neues Bewusst-
sein dafür ein, gleicherma-
ßen stolz und glücklich über
das zu sein, was wir - nach
allen Irrwegen in unserer
deutschen Geschichte - als
Gesellschaft erreicht und

gestaltet haben.

„Reformen am politischen Betrieb“: Sönke Rix, Mitglied der AG Demokratie, moderierte das
Podium mit Prof. Wolfgang Zeh, Prof. Suzanne Schüttemeyer und Dr. Martin Schwanholz, MdB.
Parteivorsitzender Sigmar Gabriel hielt das Schlusswort

Hans-Peter Bartels, Initiator
und Sprecher der Fraktions-
arbeitsgruppe Demokratie,
forderte, dass Demokratie
als Lebensform ins Zentrum
unserer politischen Auf-
merksamkeit rücken sollte
und plädierte für das Ent-
stehen einer „Demokratie-
politik“. Mit ihrem kürzlich
vorgestellten Papier „Demo-
kratie erneuern, Demokra-
tie leben“ haben die Mitglie-
der der AG Demokratie ers-
te Vorschläge gemacht.
Weitere Informationen:
www.spdfraktion.de/cnt/rs/

rs_dok/0,,53375,00.html.
Hans-Peter Bartels im Gespräch mit Joachim Gauck und Katja
Mast, MdB aus Pforzheim

Die Anbindung der Offshore-
Windparks und der Ausbau
der Stromnetze standen im
Mittelpunkt des Gesprächs
der Landesgruppe mit dem
stellvertretenden energiepo-
litischen Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Dirk

Becker.
Ziel der SPD ist hier, zu ei-
ner bundeseinheitlichen
Planung zu kommen, damit
eine Prioritätensetzung hin-
sichtlich des Ausbaus mög-
lich wird. Eine zusätzliche
Alternative bietet sich laut
einer Studie der Deutschen
Energie-Agentur (dena)

Mehr Stromnetze

durch Hochtemperaturka-
bel. Durch deren Einsatz
können bestehende Tras-
sen aufgerüstet werden und

mehr Strom transportieren.

Dirk Becker, MdB
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Krisenfest und solidarisch –
mit Genossenschaften Zukunft gestalten

Markenzeichen der Genos-
senschaften sind die drei
großen „S“ Selbsthilfe,
Selbstverantwortung und
Selbstverwaltung. Viele
Menschen wünschen sich
wieder mehr Überschaubar-
keit, Beteiligung und Regio-

nalität.

Genossenschaften haben
sich gerade während den
aktuellen Wirtschafts-, Fi-
nanzmarkt- und Schulden-
krisen als äußerst robust
erwiesen. Ein wesentlicher
Schlüssel: Genossenschaf-
ten sind dem Nutzen ihrer
Mitglieder in erster Linie
verpflichtet. Kurzfristige auf
Gewinnmaximierung ausge-
richtete Spekulationen sind
bei Genossenschaften Fehl-

anzeige.

Energiesektor
hat Potential in SH

Beeindruckend ist: Die In-
solvenzrate von Genossen-
schaften in Deutschland
liegt bei gerade einmal 0,4
Prozent. Seit einigen Jahren
erleben auch die Genossen-
schaften einen großen Zu-
lauf: Zurzeit gibt es in
Deutschland rund 7.500
Genossenschaften. Sie ver-
fügen über mehr als 20
Millionen Mitglieder. Rund
830.000 Menschen sind
bei Genossenschaften be-
schäftigt, hinzu kommen
etwa 35.000 Auszubilden-

de.

Genossenschaften sind ein
bedeutender Wirtschafts-
faktor in Deutschland. Jeder

vierte Einwohner Deutsch-
lands ist Mitglied. Im Kern
stehen zwar immer noch
die Bereiche Wohnen und
Banken. Aber Genossen-
schaften dringen glückli-
cherweise in immer mehr
Wirtschaftszweige vor: Ein-
zelhandel, Verkehr, Energie-
versorgung, aber auch in
den sozialen oder kulturel-

len Bereich.

Schleswig-Holstein hat hier
noch Ausbaupotenzial: Bis-
lang gibt es nur 156 Genos-
senschaften im Norden. 41
sind dabei Finanz- und Ver-
sicherungsdienstleister, 39
im Bereich Grundstücks-

und Wohnungswesen.

Ein wichtiger Schritt war die
unter der SPD-Regierung
2006 vorgenommene Ände-
rung des Genossenschafts-
gesetzes, mit der auch die-
se Bereiche dem genossen-
schaftlichen Zweck entspre-

chen.

Für Schleswig-Holstein ist
insbesondere der Energie-
sektor interessant. Viele
kleine Genossenschaften,
die in diesem Bereich als
Nahversorger für Energie
und Wärme auftreten, kön-
nen so ganze Gemeinden
aus dem Oligopol der vier
großen Energieriesen her-

auslösen.

Was sich im ersten Moment
nach einem Kampf David
gegen Goliath anhört, mag
aber gar nicht so unüber-
windlich sein. Jetzt gilt es,
dass die Politik die Hürden
für sehr kleine Genossen-
schaften noch niedriger

gestaltet. Das internationa-
le Jahr der Genossenschaf-
ten 2012 sollte den Anlass

dafür bieten.

Das Jahr der
Genossenschaften

Vier Ziele lassen sich dafür

definieren:

1. Genossenschaften müs-
sen noch stärker ins Blick-
feld rücken. Genossen-
schaften macht man dann
am besten sichtbar, wenn
sie gut und zahlreich sind.
Auch wenn Genossenschaf-
ten heute schon ein wichti-
ger Zweig sind, stehen den
7.500 Genossenschaften in
Deutschland mehr als zwei-
Millionen Einzelunterneh-
men gegenüber. Im Ver-
gleich sind Genossenschaf-
ten noch ein Schössling, der
richtig gepflegt werden

muss.

2. Menschen, die eine Ge-
nossenschaft gründen wol-
len, müssen so qualifiziert
werden, dass sie eine Ge-
nossenschaft auch gut füh-

ren können.

3. Genossenschaften müs-
sen sich besser vernetzen
können und im wahrsten
Sinne des Wortes kooperie-

ren.

4. Gründungen von Genos-
senschaften müssen noch
weiter erleichtert werden.
Insbesondere kleine Genos-
senschaften dürfen nicht
schon am Anfang scheitern,
weil die Bürokratie sie über-
fordert oder die finanziellen

Hürden zu hoch liegen.

Wenn wir es schaffen, diese
Ziele politisch zu forcieren,
dann kann die Wir-eG zum
Wirtschaftsmodell des 21.

Jahrhunderts werden.

Gabriele Hiller-Ohm

„Wir-eG statt Ich-AG“, so lautete der Titel meiner Fraktion-
vor-Ort-Veranstaltung am 15. November in Lübeck. 150
Jahre ist inzwischen die Idee des genossenschaftlichen
Wirtschaftens alt. Betagt ist sie keineswegs. Im Gegenteil:
Nicht nur durch das Internationale Jahr der Genossen-
schaften 2012 ist das Genossenschaftswesen wieder

hochaktuell.

Stefan Probst (Lübecker Bauverein), Gabriele Hiller-Ohm (MdB),
Thomas Rother (MdL) und Klaus Lorenzen (EVG Landwege) bei

der Fraktion-Vor-Ort-Veranstaltung in Lübeck



Seite 11 - Bundestag direkt -

„Baltic Sea Labour Forum“ gegründet –
erstmaliges Treffen von Infocentermitarbeitern

Unterstützung für die Förde-
rung fand das BSLN beim
damaligen schleswig-hol-
steinischen Europaminister
Uwe Döring und SPD-MdB
Franz Thönnes als Parla-
mentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für
Arbeit und Soziales. Er über-
zeugte auch die Ostseepar-
lamentarierkonferenz dabei
mitzuwirken. Hinzu kamen
weitere 21 Partner aus acht
Ostsee-Ländern. Darunter
Arbeitgeberverbände, Ge-
werkschaften und der Ost-
seerat. Ziel war es, im sozia-
len Dialog für nachhaltige
Arbeitsmärkte, faire Arbeits-
bedingungen, starke Sozial-
partner und soziale Absi-
cherung für Grenzpendler
zu sorgen. Die Durchfüh-
rung lag bei Katariina Röb-
belen-Voigt und ihrem Team
von der Kooperationsstelle

Hamburg.

Inhaltlich wurden in der
Projektphase sowohl natio-
nal als auch international
gemeinsame Aktivitäten wie
Tagungen, Untersuchungen,
Befragungen, Trainings-
maßnahmen und grenz-
überschreitende Vorhaben

durchgeführt.

Dazu gehörten u.a. ein
schwedisch-norwegisches
Gewerkschaftsprojekt zu
Arbeits- und Lebensbedin-
gungen von ausländischen
Beschäftigten in der Land-
wirtschaft, ein Trainingspro-
gramm zum sozialen Dialog
für junge estnische Gewerk-

schafter, eine wissenschaft-
liche Studie in Finnland zur
sozialen Inklusion und zur
Beteiligung von russisch-
sprachigen Migranten in der
Gewerkschaftsarbeit und im
Arbeitsleben sowie spezielle
Trainingsprogramme für

Gewerkschaftssekretäre
und Betriebsräte. Deutsch-
land und Polen entwickeln
ein grenzüberschreitendes
Informations- und Kompe-
tenzcenter für Arbeitnehmer
und Arbeitgeber an ihrer
Grenze. Dazu gehören ein
„Runder Tisch“ der Sozial-
partner sowie ein Arbeits-

und Ausbildungsmarkt-
Monitor in der Grenzregion.
Die Arbeitgeber und die
Gewerkschaften in Lettland
arbeiteten sehr eng an der
Entwicklung eines sozialen
Dialoges zusammen. Die
Sozialpartner in Litauen
befassten sich mit der Ar-
beitmarktpolitik sowie der
Regierungspolitik zur Wirt-
schaftskrise und etablierten
speziell für junge Menschen
ein „Social Dialogue Centre“
für Seminare zwischen Ar-
beitgebern und Gewerk-
schaften. In Polen wurde
von den Gewerkschaften

vor dem Hintergrund der
Arbeitnehmerfreizügigkeit in
Europa ein System „From
Information to Knowledge“
entwickelt. Damit soll ein
offener Zugang zu allen
verfügbaren Informationen
für gute Arbeit und ein Netz-
werk mit einer Denkfabrik
geschaffen werden. Der

schwedische Gewerk-
schaftsbund LO arbeitete
an der Entwicklung eines
Infrastrukturprojektes zur
Arbeitsmobilität in der Ost-
seeregion und führte hierzu
landesweit Tagungen durch.
Schließlich fand in Ham-
burg auch erstmalig ein
Treffen der Mitarbeiter aller
Infocenter für Grenzpendler
aus der Ostseeregion unter
der Leitung von Franz Thön-
nes statt. Zusammen mit
dem Vorsitzenden des DGB-
Nord, Uwe Polkaehn, ist er
Mitglied im Steuerungsaus-
schuss des Projektes. Alle
Teilnehmer begrüßten die-
sen überfälligen Erfahrungs-
austausch. Nun soll ein
informelles Netzwerk gebil-
det und der Dialog jährlich

fortgesetzt werden.

Thönnes: „Dass das BSLN
nun mit Unterstützung des
Ostseerates zu einem stän-
digen „Baltic Sea Labour
Forum“ wird, ist ein toller
Erfolg. Dazu gehört, dass
inzwischen auch die russi-
schen Gewerkschaften und
Arbeitgeber aus St. Peters-
burg mit dabei sind. Mit
dem neuen Forum soll Ein-
fluss auf die Politik und die
Entscheidungsprozesse in
Arbeitsmarktfragen genom-
men werden, z.B. durch die
Abgabe gemeinsamer Stel-
lungnahmen und Empfeh-
lungen zu Themen wie zu-
kunftsfähige Arbeitsmärkte,
Wachstum, Wettbewerbsfä-
higkeit, hohe Beschäfti-
gungsquoten und die Mobili-
tät auf dem Arbeitsmarkt
sowie Herausforderungen
des Dienstleistungssektors
im Ostseeraum.“ Dazu gehö-
ren ein jährlicher „Runder
Tisch“ und Themen-Arbeits-
gruppen unter der Regie
eines „Steering Committees“
beim Sekretariat des Ostsee-

rates.

Mitte November wurde in Hamburg in einer internationa-
len Konferenz mit 240 Teilnehmern von Arbeitgebern,
Gewerkschaftern und Politik aus der Ostseeregion das
„Baltic Sea Labour Forum“ (BSLF) für den tripartistischen
sozialen Dialog gebildet. Damit wurde gleichzeitig das
Flaggschiff-Projekt der EU-Ostseestrategie „Baltic Sea
Labour Network“ (BSLN) erfolgreich abgeschlossen. Die-
ses wurde 2008 im Wesentlichen von DGB Nord und

Nordmetall entwickelt.

Franz Thönnes und der norwegische Storting Abgeordnete Tor-

finn Opheim bei der BSLF-Gründungsveranstaltung in Hamburg
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„Bildungsrepublik“ ohne die SPD undenkbar!
Wir ken-

nen es schon
aus Schleswig-

Holstein. CDU und
FDP sind auf ihren Bun-

desparteitagen im Novem-
ber in ihrem verzweifelten
Versuch, die Bildung zu mo-
dernisieren, zu kurz ge-
sprungen. Zaghafte Versu-
che der Bundesbildungsmi-
nisterin Dr. Schavan, die
Hauptschule als
„Restschule“ sowie das
Kooperationsverbot als
„Bildungs-
finanzierungsbremse“ abzu-
schaffen, standen gegen
starke konservative Kräfte
aus dem Süden, so dass es
zu Wischi-Waschi-Be-

schlüssen kam.

Die Hauptschule darf es in
Ausnahmen weitergeben,
die Kooperation soll im Bil-
dungsbereich „mit klaren
Zuständigkeiten“ erfolgen,
was immer das heißen soll.
Auch bleibt die CDU auf
Drängen der CSU dabei, das
kontraproduktive Betreu-

ungsgeld einzuführen.

Die SPD hat dagegen auf
ihrem Bundesparteitag im
Dezember in Berlin glaskla-
re wegweisende Beschlüsse
gefasst, die handfeste und
gegenfinanzierte Rechtsan-

sprüche beinhalten:

Die SPD will die Ausgaben
für Bildung von heute 4,8
auf mindestens sieben Pro-
zent des Bruttoinlandpro-
duktes erhöhen – das ent-
spricht dem Durchschnitt
der OECD-Länder. Bund und
Länder sollen gemeinsam
pro Jahr und je zur Hälfte
20 Mrd. Euro mehr für Bil-
dung ausgeben. Die Gegen-
finanzierung soll durch die
Erhöhung des Spitzensteu-
ersatzes auf 49 Prozent, die
Einführung der Vermögens-
steuer und die Einführung
der Finanztransaktionssteu-

er erfolgen.

Außerdem soll das Koope-
rationsverbot im Grundge-
setz abgeschafft werden.
Ein neuer Artikel 104c soll
ermöglichen, dass der Bund
die Länder dauerhaft finan-
ziell unterstützt, ohne die

Bildungshoheit der Länder

einzuschränken.

Das Herumgeeiere von CDU
und FDP beim Teilhabe-
Konzept macht das Dilem-
ma deutlich. Mit guter Ganz-
tagsschule, mehr Schulsozi-
alarbeit und Ausbau der
Sprachförderung hätten wir
mehr Gerechtigkeit als mit

dubiosen Gutscheinen.

Eine qualitativ hochwertige,
flächendeckende, öffentli-
che und gebührenfreie Bil-
dungsinfrastruktur bleibt
nun einmal der richtige
Weg, wenn wir gleiche Bil-
dungschancen für alle
schaffen wollen. Vier zentra-
le Eckpunkte im SPD-
Bildungsprogramm sind

deshalb:

► Das Recht auf einen
Platz in der Kita oder in der
Tagespflege ab dem ersten
Geburtstag. Dafür wollen
wir mehr Investitionen in
die Qualität der frühkindli-
chen Bildung und eine
Fachkräfteoffensive für Er-

zieherinnen und Erzieher.

► Der Rechtsanspruch auf
qualitativ hochwertige
Ganztagsangebote in Kitas

und Schulen ab 2020.

► Ein Recht auf berufliche
Ausbildung mit früher Bera-
tung bzw. Berufsorientie-
rung in der Schule, betriebli-
cher Einstiegsqualifizierung
und öffentlich geförderte
Ausbildungsplätze mit en-
gem Bezug zur betriebli-
chen Praxis für ausbildungs-

lose Jugendliche.

► Offene Hochschulen für
beruflich Qualifizierte und
mehr Studienplätze, um
den Fachkräftebedarf der

Zukunft zu sichern.

Die SPD hat klare Ziele und
Vorstellungen, wie eine Bil-
dungspolitik der Zukunft
und der Chancengleichheit
aussehen muss und wie sie
finanziert wird. Kein Zau-
dern, kein Zick-Zack, keine
Täuschungsmanöver! Das
macht uns keiner nach. Wir
sind die echte Bildungspar-

tei in diesem Land!

Ernst Dieter Rossmann

Die Nachrichten von den
rechtsextremistisch moti-
vierten Morden in Deutsch-
land waren noch recht
frisch, als sich die SPD-
Bundestagsabgeordneten
der Landesgruppen Ham-
burg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Schleswig-
Holstein mit DGB-Nord-Chef
Uwe Polkaehn in Berlin tra-
fen. Dementsprechend groß
war das Bedürfnis, sich
über die Problematik des
rechten Terrors, aber auch
über die Machenschaften
der NPD auszutauschen,
die gerade in den östlichen
Bundesländern die entleer-
ten Räume besetzt, wie die
Stralsunder Abgeordnete
Sonja Steffen eindringlich

schilderte. Die Gesprächs-
teilnehmer waren sich einig:
Ein NPD-Verbot reicht nicht
aus. Vielmehr müssten Zivil-
gesellschaft wie Kommu-
nen gestärkt und das öf-
fentliche Bewusstsein ge-

schärft werden.

Einig war sich die Runde
auch in der Sorge um die
aktive Arbeitsmarktpolitik.
Aufgrund der massiven Kür-
zungen von Schwarz-Gelb
im Bereich des SGB II wird
eine echte Qualifizierung
kaum mehr möglich sein.
Die Problematik wollen die
SPD-MdBs und der DGB-
Nord detailliert regional
aufbereiten und öffentlich

thematisieren. (nb)

SPD-MdBs und DGB-Nord in Sorge um Qualifizierung

Kommentar

DGB-Nord-Vorsitzender Uwe Polkaehn und Landesgruppenspre-
cher Ernst Dieter Rossmann beim Gespräch der SPD-
Landesgruppen Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern
und Hamburg


